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Nach der unverantwortlichen Versenkung der 
IV-Vorlage 6b im Rahmen der parlamentari-
schen Einigungskonferenz in der Sommerses-
sion droht die Sanierung der Invalidenversi-
cherung – trotz der immer noch enormen Schuld 
von über 14 Milliarden Franken – in Vergessen-
heit zu geraten. Das abrupte Ende hat die an-
fänglich vielversprechende und überlegt auf-
gegleiste Sanierung nicht verdient. Mit der 4. und 
der 5. IV-Revision, der darauf folgenden IV-Zu-
satzfinanzierung mittels bis Ende 2017 befriste-
ter Erhöhung der Mehrwertsteuer sowie der 
anschliessenden IV-Revision 6a wurde ein Weg 
beschritten, der Vorbildcharakter hätte haben 
können – auch für andere sozialpolitische Refor-
men. Der letzte Schritt blieb nun förmlich auf 
der Strecke. Und dies trotz der bewährten Regel: 
Wer «A» sagt, muss auch «B» sagen. Dies 
scheint überall zu gelten, ausser bei der IV: Wer 
«6a» sagt, muss offenbar nicht «6b» sagen!

Statt Ratlosigkeit ist Führung gefragt

In breiten Kreisen bestehen erhebliche Zweifel, 
ob der Sanierungspfad noch eingehalten 
werden kann. Zudem sind auch völlig unbestrit-
tene Punkte auf der Strecke geblieben. Dies 
gilt namentlich auch für Bestrebungen zu einer 
besseren Integration insbesondere von Men-
schen mit psychischen Beeinträchtigungen. Es 
häufen sich zunehmend Rückmeldungen von 
IV-Stellen und Integrationsorganisationen, wo-
nach das Ziel bei der Integration von Behin-
derten nicht erreicht werden kann. Es macht sich 
eine gewis se Ratlosigkeit breit. Die Dynamik 

scheint durch das ungute Signal stark ab-
zuflachen.

Insbesondere mit Blick auf die Verunsicherung 
in Sachen Integrationsbemühungen muss der 
Bundesrat ein Zeichen setzen. Dies kann er tun, 
indem er rasch die unbestrittenen Bestim-
mungen der Vorlage 6b im Sinne einer «techni-
schen Vorlage» noch einmal vorschlägt. Da- 
zu gehören: die Bestimmungen zur Betrugsbe-
kämpfung, die Vorgabe zur Tilgung der IV-
Schulden beim AHV-Fonds sowie die Bestim-
mungen zur weiteren Verstärkung der Inte     - 
gration (mit einer Nettowirkung von 35 Millio-
nen Franken). Nicht zu einer «technischen  
Vorlage» gehören das neue Rentensystem und 
der Interventionsmechanismus (Stabilisie-
rungsregel). Diesbezüglich sind die Fronten nach 
dem parlamentarischen Disput zu ver härtet. 
Der Schweizerische Arbeitgeberverband würde 
das neue Rentensystem mit einer Grenze  
von 70 Prozent für volle Renten aus systemischen 
Gründen ebenfalls ablehnen. Was die vom 
Parlament sistierten Massnahmen anbelangt 
(«Kinderrenten» und die Neugestaltung der 
Reisekosten), besteht im Moment lediglich be-
züglich der Reisekosten ein gewisser Spiel-
raum. Die geplanten Anpassungen sind mög-
lichst weitgehend auf Verordnungsstufe an 
die Hand zu nehmen. Im Übrigen sind die er-
wähnten Reformpunkte wie Rentenmodell  
und «Kinderrenten» umgehend wieder zu lan-
cieren, sobald sich die Abweichung vom Fi -
nanzierungspfad manifestiert.

Der Bundesrat hat es in der Hand, die Annahme 
der Motion Cassis zu beantragen, um techni-
sche Elemente der IV-Revision in Angriff zu neh-
men. Mit dem Hinweis, dass er anschliessend 
dem Zweitrat beantragen wird, den Wortlaut an-
zupassen (da die Motion auch das neue Ren-
tensystem explizit beinhaltet). Mit der Zustim-
mungsbereitschaft der massgeblichen Partei- 
en könnte der Bundesrat dann auf die erneute 
Durchführung einer Vernehmlassung verzich   - 
ten und das Verfahren entsprechend rasch vor-
antreiben. 3

IV-Sanierung nicht vergessen !
Nach dem Absturz der IV-Revision 6b muss der Bundesrat ein Zeichen setzen – 

vor allem auch mit Blick auf die Integrationsbemühungen.  Roland A. Müller
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